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P R O T O K O L L 
 
 
über die am Montag, den 23. September 2019 um 18.00 Uhr im Sitzungssaal des Rathauses 
unter dem Vorsitz des Bürgermeisters Dr. Klaus Winkler abgehaltene 
 
 

3 1 .  G e m e i n d e r a t s s i t z u n g  
 
 
Anwesend: Bürgermeister Dr. Klaus Winkler  
 VB Ing. Gerhard Eilenberger  
 VB Walter Zimmermann  
 StRin Mag. Ellen Sieberer  
 GR Hermann Huber  
 GRin Hedwig Haidegger  
 GR MSc. Florian Huber  
 EGR Dipl.Ing. Andreas Gröbner für GRin Mag. (FH) Andrea Watzl  
 GR Georg Wurzenrainer  
 EGR Peter Hechenberger für GR Ludwig Schlechter  
 GRin Anna Werlberger  
 GR Mag. Manfred Filzer  
 GRin Marielle Haidacher  
 GR Daniel Ellmerer  
 EGR Franz Pock für GRin Margit Luxner  
 GR Jürgen Katzmayr  
 GR Alexander Gamper  
 GR Bernhard Schwendter  
 EGR Georg Hechl für GR Rudolf Widmoser  
 
 Stadtamtsdirektor Mag. Michael Widmoser - Schriftführer 
 Hilde Sohler - Schriftführerin 
 
Abwesend:     GRin Mag. (FH) Andrea Watzl, GR Ludwig Schlechter, GRin Margit Luxner, 
     GR Rudolf Widmoser – alle entschuldigt 
 
Der Bürgermeister eröffnet die Sitzung, begrüßt die Erschienenen, stellt die ordnungsgemäße 
Einberufung der Sitzung und die Beschlussfähigkeit fest. 
 
 
1. Begrüßung und Feststellung der Beschlussfähigkeit 
 
Der Bürgermeister eröffnet die Sitzung, begrüßt die Erschienenen, stellt die ordnungsgemäße 
Einberufung der Sitzung und die Beschlussfähigkeit fest. 
 
2. Genehmigung des Protokolls der 30. Gemeinderatssitzung vom 08. Juli 2019 
 
EGR Georg Hechl weist darauf hin, dass er in der Anwesenheitsliste angeführt ist, anwesend 
bei der Sitzung am 08.07.2019 war jedoch nicht er, sondern GR Rudolf Widmoser. 
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Das Protokoll der 30. Gemeinderatssitzung vom 08. Juli 2019 wird mit 17 Ja-Stimmen bei 2 
Stimmenthaltungen genehmigt, wobei auf Seite 97 bei der Anwesenheit anstatt EGR Georg 
Hechl GR Rudolf Widmoser anzuführen ist.  
 
 
3. Anträge und Berichte des Bürgermeisters und des Stadtrates 
 
3.1. Kaufoptionsvertrag Stadtgemeinde Kitzbühel / Rehazentrum Kitzbühel 

Immobilien-Leasing GmbH unter Beitritt der Rehabilitationszentrum Kitzbühel 
Betriebs-GmbH (Gst 1764/9 KG Kitzbühel Land) 

 
Bürgermeister Dr. Winkler begrüßt zu diesem Tagesordnungspunkt die Vertragsverfasserin 
Frau Notar Dr. Hingsammer, die im Auftrag der Rehazentrum Kitzbühel Immobilien-Leasing 
GmbH und der Rehabilitationszentrum Kitzbühel Betriebs-GmbH – im folgenden kurz 
„VAMED“ – an der Sitzung teilnimmt. Sie steht zur Verfügung, falls noch juristische Fragen 
zum Vertragsentwurf zu klären wären. 
 
Sodann ruft der Bürgermeister bezüglich der geplanten Reha-Erweiterung um 50 Betten von 
120 auf 170 Betten auf dem Grundstück der Stadtgemeinde Kitzbühel neben dem bestehenden 
Reha-Betrieb die Beratungen und Beschlussfassungen zum Abschluss eines Kaufoptionsver-
trages in der Gemeinderatssitzung vom 27.03.2017 und zur Verlängerung dieses Kaufoptions-
vertrages in der Gemeinderatssitzung vom 03.06.2019, in Erinnerung. Am 03.06.2019 hat der 
Gemeinderat beschlossen, den bestehenden Kaufoptionsvertrag vorerst um 3 Monate bis zum 
30.09.2019 zu verlängern. Die VAMED ersucht bekanntlich um Verlängerung des Kauf-
optionsvertrages aus dem Jahr 2017, der zwischenzeitlich in ein paar Punkten überarbeitet bzw. 
angepasst wurde. Dies betrifft im Wesentlichen die Tatsache, dass nunmehr definitiv die 
Rehazentrum Kitzbühel Immobilien-Leasing GmbH als Optionsnehmerin und künftige 
Käuferin, dies unter Beitritt der Rehabilitationszentrum Kitzbühel Betriebs-GmbH, bestimmt 
wurde. Weiters ist im Vertragsentwurf berücksichtigt, dass die den Optionsgegenstand bildende 
Grundfläche im Ausmaß von 1.299 m² mit der Gst Nr. 1764/9, bereits gebildet wurde. 
 
Der Bürgermeister informiert weiters, dass am 28.08.2019 eine Besprechung mit Vertretern der 
VAMED stattgefunden hat, zu der alle Fraktionsführer der im Gemeinderat vertretenen Listen 
eingeladen wurden. Die Vertreter der VAMED hielten dabei neuerlich fest, dass der vereinbarte 
Kaufpreis samt Gegenleistungen auf Basis der aus den Kassenverträgen zu erwirtschaftenden 
Tarifen zu kalkulieren ist und man daher nicht mehr als die bisher in mehreren Verhandlungen 
geforderten Leistungen erbringen kann. Dazu ruft Bürgermeister Dr. Winkler in Erinnerung, 
dass nicht nur der nunmehr ausverhandelte Kaufpreis von             € 220.000,00, sondern 
insbesondere auch die von der VAMED zu erbringenden Gegen-leistungen in Form der 
Errichtung der Tiefgarage samt Benützungs- und Bewirtschaftungs-vereinbarung, der 
unentgeltlichen Einräumung der Dienstbarkeit für 18 PKW-Stellplätze auf dem von der 
VAMED zu erwerbenden Gst 1764/9, die Errichtung von 3 weiteren PKW-Stellplätzen mit 
Stützmauer und auch die Bezahlung eines jährlichen Optionsentgeltes in Höhe von € 3.000,00, 
zu berücksichtigen sind.  
 
Bürgermeister Dr. Winkler hält fest, dass es zum Kaufpreis samt Gegenleistungen bekanntlich 
Diskussionen über die Angemessenheit gegeben hat. In diesem Zusammenhang verweist er 
zunächst auf das im Jahr 2017 vom allgemein beeideten und gerichtlich zertifizierten 
Sachverständigen Mag. Peter Grißmann erstellte Verkehrswertgutachten und ruft dazu die 
wesentlichen Eckpunkte des Gutachtens in Erinnerung. Weiters teilt er mit, dass nunmehr ein 
weiteres  Gutachten  des  allgemein  beeideten und  gerichtlich zertifizierten Sachverständigen  
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Dipl.Ing. Christian Astl eingeholt wurde, welches auch den Unterlagen zur heutigen Ge-
meinderatssitzung beigefügt war. GR Mag. Filzer erklärt zu dem Gutachten DI Astl, dass er 
dieses nicht erhalten hat. GRin Marielle Haidacher erklärt ebenfalls, dass ihr das Gutachten 
nicht bekannt ist. Der Stadtamtsdirektor teilt mit, dass das Gutachten mit Aussendung der 
Einladung zur Gemeinderatssitzung zur Einsicht für die Gemeinderäte/innen aufgelegen ist. GR 
Mag. Filzer informiert, dass er am Mittwoch in der Früh Kopien von den Gemeinde-
ratsunterlagen anfertigen lassen wollte. Bei Abholung der Unterlagen ist kein Gutachten dabei 
gewesen.  
 
Auf Nachfrage von Bürgermeister Dr. Winkler, ob weiteren Gemeinderäten/innen das Gut-
achten DI Astl ebenfalls nicht bekannt ist, meldet sich niemand. 
 
Sodann wird das Gutachten DI Astl auf der digitalen Präsentationstafel gezeigt. Das Gutachten 
lautet wie folgt: 
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Der Bürgermeister fasst den wesentlichen Inhalt des Gutachtens dahingehend zusammen, dass 
DI Astl bei der Berechnung des Verkehrswertes im Rahmen des Vergleichswertverfahrens 
insbesondere unter Berücksichtigung eines Verkaufsgeschäftes aus dem Jahr 2018 zu einem 
m²-Preis von € 810,00 kommt. Unter Berücksichtigung eines Widmungsabschlages für die 
Sonderflächenwidmung und einer Wertanpassung für Befestigung errechnet er einen Ver-
kehrswert für das 1.299 m² große Gst 1764/9 von € 875.000,00. Davon zieht der Sachver-
ständige die kaufpreisrelevanten Leistungen der Käuferin, wie insbesondere Oberflächen- und 
Tiefgaragenstellplätze, ab, die er mit € 652.500,00 bewertet. Somit errechnet DI Astl einen 
angemessenen Kaufpreis von € 222.500,00. Weiters hat der Sachverständige unter Berück-
sichtigung der Kurzparkzone-Einnahmen aus den letzten 3 Jahren (2016 bis 2018) eine 
Amortisationsrechnung aufgestellt. Dabei kommt er zu dem Ergebnis, dass sich bei aus-
schließlicher Berücksichtigung des Verkehrswertes von € 875.000,00 und Abzug der Kauf-
preiszahlung von € 220.000,00 die Kaufpreisdifferenz von € 655.000,00 unter Zugrunde-legung 
der durchschnittlichen Parkplatzeinnahmen aus den Jahren 2016 bis 2018 innerhalb von 14,62 
Jahren amortisieren würde. 
 
GR Schwendter ist grundsätzlich nicht gegen eine Erweiterung der Reha-Klinik, allerdings ist 
er der Meinung, dass nicht gut verhandelt wurde. Er hat bereits im Jahr 2017 thematisiert, dass 
kurz nach der Beschlussfassung über den Kaufoptionsvertrag im Gemeinderat das überaus 
positive Geschäftsergebnis der VAMED Gruppe bekannt geworden sei und spricht er dazu von 
einem Gewinn der VAMED Gruppe von € 110 Millionen (siehe dazu Gemeinderatssitzungen 
vom 02.05.2017 und 03.06.2019). GR Schwendter kritisiert daher erneut, dass eine zweite 
Tiefgaragenebene in dem Projekt nicht enthalten ist. Dies ist für ihn bei den Gewinnzahlen der 
VAMED nicht zu akzeptieren und müsste mit der VAMED noch darüber verhandelt werden, 
dass eine zweite Tiefgaragenebene, zumindest zum Großteil auf Kosten der VAMED, errichtet 
wird. Bürgermeister Dr. Winkler erklärt dazu, dass die VAMED als Gruppe eine Vielzahl an 
Unternehmen umfasst, wovon nicht alle mit Kassen-verträgen kalkulieren müssen. Gerade der 
Stadtgemeinde Kitzbühel ist es aber wichtig, dass in der Reha-Klinik Kitzbühel 
Kassenpatienten aufgenommen werden. Dieser Umstand ist, wie bereits mehrfach erwähnt, bei 
der Kalkulation durch die VAMED zu berücksichtigen. Im Übrigen wurde auch das Thema 
einer zweiten Tiefgaragenebene bereits 2017 heftig diskutiert. Seitens der VAMED wurde 
unmissverständlich klargelegt, dass keine Kosten für eine zweite Tiefgaragenebene 
übernommen werden, da die Kosten-Nutzen-Relation nicht gewährt ist. Die Finanzierung ist 
auf das Projekt in Kitzbühel und die damit zusammenhängenden Kassenverträge abzustimmen. 
Für die Stadtgemeinde Kitzbühel ist die Errichtung einer zweiten Tiefgaragenebene auf eigene 
Kosten viel zu teuer und wirtschaftlich unverantwortlich. 
 
Der Entwurf des Kaufoptionsvertrages wird auf der digitalen Präsentationstafel gezeigt und 
vom Bürgermeister nochmals die wesentlichen Vertragsinhalte zusammengefasst. Auf eine 
vollständige Verlesung wird mit Zustimmung der Gemeinderäte/innen verzichtet, da der 
Vertrag allen bekannt ist. 
 
Zu dem vorliegenden Kaufoptionsvertrag liegt eine Beschlussempfehlung des Stadtrates vor, 
dieser lautet wie folgt: 
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GR Gamper teilt mit, dass er bereits anlässlich der Besprechung mit Vertretern der VAMED 
am 28.08.2019 erklärte, mit den ausgehandelten Vertragsbedingungen nicht einverstanden zu 
sein. Es ist ein Gesamtkonzept einer Parkplatzlösung unter Einbindung der Bergbahn AG 
Kitzbühel notwendig und wird bei Zustimmung zu dem Vertrag auf Basis des Projektes der 
VAMED eine große Chance zur Verwirklichung einer Gesamtlösung vertan. Er fragt sich auch, 
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ob die Gegengeschäfte zulässig sind. GR Gamper stellt daher den Antrag, den Punkt von der 
Tagesordnung zu nehmen und neu zu verhandeln. Bürgermeister Dr. Winkler erwidert auf die 
Wortmeldung von GR Gamper, dass hier einerseits ein bedeutender Gesundheitsbetrieb mit 
Kassenverträgen erweitert wird, die Parkplätze insgesamt auf 81 erhöht werden und die 
Stadtgemeinde wie im bisherigen Umfang Einnahmen aus der Kurzparkzonen-Bewirtschaftung 
erhält. Es handelt sich also nicht um ein Gegengeschäft, sondern um ein Gesamtpaket. Zudem 
besteht unabhängig von dem Projekt der VAMED die Möglichkeit, zusätzliche Parkplätze in 
Absprache mit der Bergbahn AG Kitzbühel am Nachbargrundstück oder am Hornbahn-
Parkplatz zu errichten. Es muss aber auch evaluiert werden, ob diese zusätzlichen Parkplätze 
überhaupt notwendig sind. So wie es derzeit aussieht, wird das Gesundheitszentrum und die 
Reha-Klinik mit den zusätzlich geplanten Parkplätzen das Auslangen finden. Einen Teil des 
Kaufpreises durch Gegenleistungen, in diesem Fall vor allem durch die Übernahme der Kosten 
für die Errichtung der Tiefgarage bzw. Zurverfügungstellung von Parkplätzen in der Tiefgarage 
und Errichtung von Freiparkplätzen samt Einräumung einer Dienstbarkeit, ist kein unüblicher 
Vorgang und nichts unanständiges.  
 
STRin Mag. Sieberer spricht von einem üblichen Verwirrspiel der FPÖ-Fraktion. Grund-
sätzlich wird die Erweiterung der Gesundheitseinrichtung zwar als positiv bezeichnet, 
allerdings kann der Vereinbarung dann doch nicht zugestimmt werden, da die VAMED nicht 
genügend bezahle. Sie ist der Ansicht, dass die Reha-Klinik neben zusätzlichen Arbeitsplätzen 
auch als Dienstleistungsbetrieb sehr gut zur Stadt Kitzbühel passt und die Patienten auch die 
Wirtschaft in Kitzbühel beleben. 
 
GR Gamper hält daran fest, dass das Projekt komplett neu ausverhandelt gehört und beantragt 
eine namentliche Abstimmung zu dem vorliegenden Kaufoptionsvertragsentwurf. 
 
VB Zimmermann steht zu dem Projekt der Reha-Erweiterung, welche einen großen Mehrwert 
für Kitzbühel bringt. Der ausgehandelte Kaufvertragsoptionsentwurf geht für ihn in Ordnung, 
darin ist auch eine Erhöhung der Parkplätze von 58 auf 81 enthalten. Dass in Kitzbühel früher 
oder später ein Parkhaus benötigt wird, ist für ihn auch klar, jedoch nicht im Bereich des Ge-
sundheitszentrums und schon gar nicht mit einer zweiten Tiefgaragenebene, welche unver-
hältnismäßig hohe Kosten verursachen würde.  
 
Sodann lässt Bürgermeister Dr. Winkler über den Antrag von GR Gamper auf namentliche 
Abstimmung über den vorliegenden Kaufoptionsvertrag mit der Rehazentrum Kitzbühel 
Immobilien-Leasing GmbH unter Beitritt der Rehabilitationszentrum Kitzbühel Betriebs-
GmbH abstimmen. Der Gemeinderat stimmt mit 18 Ja-Stimmen bei einer Stimmenthaltung 
(Enthaltung gilt gemäß § 45 Abs. 2 2. Satz TGO 2001 als Ablehnung) einer namentlichen Ab-
stimmung zu. 
 
Im Rahmen der namentlichen Abstimmung über den vorliegenden Kaufoptionsvertrag geben 
die Gemeinderäte/innen ihre Stimme wie folgt ab: 
 
VB Walter Zimmermann  Ja 
EGR Franz Pock    Ja 
GR Jürgen Katzmayr   Ja 
EGR Georg Hechl    Ja 
GRin Marielle Haidacher  Enthaltung 
GR Mag. Filzer     Nein 
GR Daniel Ellmerer    Enthaltung 
GR Alexander Gamper   Nein 
GR Bernhard Schwendter  Nein 
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GRin Anna Werlberger   Ja 
EGR Peter Hechenberger  Ja 
GR Georg Wurzenrainer   Ja 
EGR DI Andreas Gröbner  Ja 
GR MSc. Florian Huber   Ja 
GRin Hedwig Haidegger  Ja 
GR Hermann Huber    Ja 
STRin Mag. Ellen Sieberer  Ja 
VB Ing. Gerhard Eilenberger Ja 
BGM Dr. Klaus Winkler  Ja 
 
Der Bürgermeister hält das Abstimmungsergebnis mit 14 Ja-Stimmen, 3 Nein-Stimmen und 2 
Stimmenthaltungen (Enthaltungen gelten gemäß § 45 Abs. 2 2. Satz TGO 2001 als Ablehnung) 
fest und erklärt, dass der vorliegende Kaufoptionsvertrag mit der Rehazentrum Kitzbühel 
Immobilien-Leasing GmbH unter Beitritt der Rehabilitationszentrum Kitzbühel Betriebs-
GmbH somit mehrheitlich angenommen ist.  
 
Auf Nachfrage von Bürgermeister Dr Winkler besteht GR Gamper auf der Abstimmung über 
seinen Antrag und formuliert diesen wie folgt: 
Der Kaufoptionsvertrag Stadtgemeinde Kitzbühel / Rehazentrum Kitzbühel Immobilien-
Leasing GmbH unter Beitritt der Rehabilitationszentrum Kitzbühel Betriebs-GmbH ist von der 
Tagesordnung abzusetzen, an den Ausschuss zurückzuverweisen und weitere Verhandlungen 
zu führen.  
 
Die Beschlussfassung des Gemeinderates darüber lautet wie folgt: 
5 Ja-Stimmen bei 14 Nein-Stimmen. 
Bürgermeister Dr. Winkler hält fest, dass der Antrag keine Mehrheit erlangt hat.  
 
 
3.2. Liegenschaftsverwaltung und Energievertrieb der Stadt Kitzbühel GmbH / 

Rehabilitationszentrum Kitzbühel Betriebs-GmbH als Rechtsnachfolgerin der 
Therapiezentrum Kogler KG - Nachtrag zum Mietvertrag vom 27.02.2012 

 
 
Bürgermeister Dr. Winkler ruft in Erinnerung, dass über die Übernahme des Therapiezentrums 
Kogler KG durch die Rehabilitationszentrum Kitzbühel Betriebs-GmbH im Wege der 
Gesamtrechtsnachfolge bereits in der Gemeinderatssitzung vom 03.06.2019 informiert wurde. 
Die Option auf Verlängerung dieses Mietvertrages bis 31.03.2028 wurde nicht fristgerecht 
ausgeübt, weshalb die Bedingungen für eine Verlängerung des Mietvertrages bis 31.03.2028 
wie folgt festgelegt wurden: 
 Der Mietzins beträgt ab 01.04.2020 € 15,00 netto pro m²/ Monat (derzeit rund € 10,60 netto 

pro m²/Monat) zzgl. € 1,00 netto pro m² pro Monat als Investitionsablöse. 
 Einräumung einer Option zur Verlängerung um weitere 8 Jahre. 
 
Der Nachtrag zum Mietvertrag vom 27.02.2012 wird auf der digitalen Präsentationstafel 
gezeigt und lautet wie folgt: 
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Eine Beschlussempfehlung des Stadtrates liegt vor. 
 
Der Gemeinderat stimmt mit 17 Ja-Stimmen bei 2 Stimmenthaltungen (Enthaltungen gelten 
gemäß § 45 Abs. 2 2. Satz TGO 2001 als Ablehnung) zu, dass der vorliegende Nachtrag zum 
Mietvertrag vom 27.02.2012 zwischen der Liegenschaftsverwaltung und Energievertrieb der 
Stadt Kitzbühel GmbH und der Rehabilitationszentrum Kitzbühel Betriebs-GmbH abge-
schlossen wird. 
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3.3. Pachtvertrag Stadtgemeinde Kitzbühel / Bettina Entstrasser – Fußball-

trainingsplatz 
 
 
Der Pachtvertrag samt bezughabender Planbeilage wird auf der digitalen Präsentationstafel 
gezeigt und von Bürgermeister Dr. Winkler erörtert. Dieser lautet wie folgt: 
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Zusammengefasst soll eine Fläche von 2.845 m² ab 01.01.2020 auf die Dauer von 10 Jahren zu 
einem jährlichen Pachtzins von € 9.104,00 (€ 3,20 pro m²/Jahr), wertgesichert, von Frau 
Entstrasser gepachtet werden. Gestattet ist, mit den Arbeiten bereits im Herbst 2019 zu 
beginnen, damit der zu errichtende Fußball-Trainingsplatz bereits im Jahr 2020 genutzt werden 
kann. Der Vertrag wurde von Frau Entstrasser bereits unterfertigt. 
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Weiters informiert der Bürgermeister zu den Kosten dahingehend, dass der Umbau des 
ehemaligen Tennisplatzes zu einem Fußball-Trainingsplatz vom Leiter der Tiefbauabteilung 
Bmst. Markus Rettenwander mit € 125.000,00 brutto geschätzt wurde. Durch Errichtung eines 
Fußball-Trainingsplatzes wird in der Sportanlage Langau eine Fläche für einen Trend-
sportplatz (ca. 20 x 35 m) frei. Die Situierung des Trendsportplatzes wird auf dem Plan gezeigt, 
die Kosten dafür belaufen sich laut Schätzung von Bmst. Rettenwander auf   € 45.000,00 brutto. 
Insgesamt belaufen sich die Kosten für den Fußball-Trainingsplatz und den Trendsportplatz 
somit auf rund € 170.000,00 brutto. Der Stadtrat hat im Rahmen seiner Kompetenz bei einer 
positiven Beschlussfassung im Gemeinderat € 40.000,00 für das Jahr 2019 freigegeben, der 
Restbetrag sollte in den Voranschlag 2020 aufgenommen werden. 
 
VB Ing. Eilenberger berichtet über die hervorragende Nachwuchsarbeit des FC Eurotours 
Kitzbühel. Dieser betreut bereits 9 Nachwuchsmannschaften und herrscht daher auf der 
bestehenden Anlage bereits große Platznot. Er hat daher mit Frau Entstrasser die Ver-
handlungen über die Errichtung eines Fußball-Trainingsplatzes im Bereich der ehemaligen 
Tennisplatzanlage aufgenommen und konnte die zuvor erläuterte Vereinbarung erreicht 
werden. Mit der Errichtung dieses Trainingsplatzes eröffnet sich auch die Möglichkeit den 
ohnehin zu kleinen Inlinehockey-Platz von Sonngrub in die Sportanlage Langau zu verlegen 
und dort als Trendportplatz, z.B. auch für Streetsoccher oder Basketball, neu zu errichten. Zu 
dem nunmehr vorliegenden Pachtvertrag liegt auch eine Beschlussempfehlung des Stadtrates 
vor. 
 
Über Nachfrage von GR Schwendter teilt Bürgermeister Dr. Winkler mit, dass dieser Pacht-
vertrag nicht mit dem Vorschlag von Herrn Lamberg betreffend Verlegung der Sportanlage 
Langau in Richtung Süden und Nutzung der frei werdenden Flächen sowie des Entstrasser-
feldes als Gewerbegebiet, abgestimmt ist. Das von Herrn Lamberg dem Gemeinderat vorge-
stellte Projekt mit Grundstückstausch und Baulandwidmungen im Zusammenhang mit der Er-
richtung der Begleitstraße Langau ist mittlerweile kein Thema mehr, die Verhandlungen sind 
auf das Straßenbauprojekt Langau reduziert. 
 
GR Gamper spricht die Parkplatzmisere im Bereich der Sportanlage Langau an und fragt nach, 
wann nun die in Aussicht gestellten Parkplätze errichtet werden, anscheinend hätten bereits 
heuer im Frühjahr die Baumaschinen auffahren sollen. Dazu berichtet der Bürgermeister von 
einer kürzlich stattgefundenen Besprechung mit Herrn Lamberg, Vertretern des Landes Tirol 
und den Planern. Überarbeitungen sind notwendig geworden. Bei positivem Abschluss der 
Gespräche mit den Grundeigentümern und mit der Naturschutzbehörde wird nach Abschluss 
der Behördenverfahren ein Baubeginn beim Straßenprojekt Langau im Jahr 2020 möglich. Über 
das Ergebnis der Verhandlungen mit Herrn Lamberg ist im Gemeinderat zu berichten und zu 
beschließen.  
 
Über Nachfrage von GRin Haidacher erklärt VB Ing. Eilenberger, dass zum Fußball-Train-
ingsplatz nur während der Bauzeit über das Grundstück Entstrasser zugefahren wird. Danach 
erfolgt die Erschließung über die Sportanlage Langau. Es handelt sich bei dem Trainingsplatz 
auch um einen Naturrasen und keinen Kunstrasenplatz. 
 
VB Zimmermann und GR Katzmayr bestätigen die intensive Nutzung der Sportanlage Langau 
und die Platznot des FC Eurotours Kitzbühel, weshalb die Errichtung des Trainingsplatzes 
dringend notwendig ist. 
Über Nachfrage von GR Wurzenrainer teilt der Bürgermeister mit, dass der Trendsportplatz 
öffentlich zugänglich  und abends  bis zum  Einbruch der  Dämmerung  nutzbar ist. Der Spiel- 
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platz in Sonngrub bleibt nach Verlegung im Zuge der Errichtung eines neuen Personal-
wohnhauses natürlich weiterhin bestehen. 
 
Über Antrag von Bürgermeister Dr. Winkler beschließt der Gemeinderat einstimmig (19 Ja-
Stimmen) den vorliegenden Pachtvertrag mit Bettina Entstrasser und die für die Errichtung des 
Fußball-Trainingsplatzes und Trendsportplatzes durch den Leiter der Tiefbauabteilung Bmst. 
Rettenwander geschätzten Kosten in Höhe von € 170.000,00 brutto. 
 
 
3.4. Instandhaltung Großache (Kitzbüheler Ache) - Verpflichtungserklärung 
 
Bürgermeister Dr. Winkler berichtet, dass für die Jahre 2020 und 2021 weitere Instand-
haltungsmaßnahmen an der Kitzbüheler Ache geplant sind. Dies betrifft insbesondere Ufer-
sicherungen auf einem ca. 1 km langen Abschnitt zwischen der Bahnhofsbrücke und dem 
Bereich Felseneck. Dazu wurde vom technischen Büro Wasser und Umwelt ein Projekt aus-
gearbeitet, die wasser- und naturschutzrechtliche Verhandlung findet in Kürze statt. Die Kosten 
für die Sicherungsmaßnahmen in dem besagten Bereich werden mit € 300.000,00 brutto 
angegeben, wobei die Finanzierung zu je einem Drittel von Bund, Land und der Stadtgemeinde 
Kitzbühel zu tragen ist. Die Bauzeit wird sich über zwei Jahre erstrecken und ist im Jahr 2020 
mit ca. zwei Drittel der Kosten und im Jahr 2021 mit ca. einem Drittel der Kosten zu rechnen. 
Damit die Freigabe der Finanzmittel durch Bund und Land erfolgen, muss die Stadtgemeinde 
Kitzbühel sich bereit erklären, den Interessentenbeitrag in Höhe von einem Drittel, sohin € 
100.000,00, zu tragen. Dazu wird die zu unterfertigende Verpflichtungserklärung auf der 
digitalen Präsentationstafel gezeigt. 
 
Über Nachfrage von GR Mag. Filzer, ob es sich um eine naturnahe Verbauung der Ache 
handelt, teilt der Bürgermeister mit, dass dies nicht der Fall ist. Es werden im Wesentlichen die 
bestehenden Ufermauern saniert und Ufersicherungsmaßnahmen durchgeführt.  
 
Über Antrag von Bürgermeister Dr. Winkler beschließt der Gemeinderat einstimmig (19 Ja-
Stimmen) für das vorliegende Projekt einen Interessentenbeitrag in Höhe von einem Drittel, 
sohin € 100.000,00 brutto, zu leisten und die vorliegende Verpflichtungserklärung zu unter-
fertigen. 
 
 
3.5. Übereinkommen MTB Strecke Hahnenkamm - TVB Kitzbüheler Alpen-Brixental 
 
Der Bürgermeister informiert, dass am Hahnenkamm eine Verbindung zwischen dem 
Hahnenkamm-Singletrail und dem Fleckalmtrail erfolgen soll, wozu auf Kitzbüheler Ge-
meindegebiet noch eine Strecke mit 135 lfm im Bereich der Bernhardkapelle Richtung Westen 
offiziell als Mountainbikestrecke auszuweisen und in das Mountainbike-Modell des Landes 
Tirol aufzunehmen wäre. 
 
Das Musterübereinkommen samt Orthofoto mit der eingezeichneten Wegstrecke wird auf der 
digitalen Tafel gezeigt. 
 
GR H. Huber dankt in diesem Zusammenhang dem Aufsichtsratsvorsitzenden von Kitzbühel 
Tourismus, Dr. Josef Burger, dass er sich für eine schonende Variante der Wegverbindung 
zwischen den Mountainbike-Downhilltrails eingesetzt hat.  
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GR Gamper erklärt, dass er dem Übereinkommen zwar zustimmen wird, allerdings aufgrund 
von Gesprächen mit Jägern der Meinung ist, dass am Hahnenkamm bereits zu viel los ist, 
weshalb er sich künftig gegen den Bau von weiteren Trailstrecken aussprechen wird. 
 
Über Antrag von Bürgermeister Dr. Winkler beschließt der Gemeinderat einstimmig (19 Ja-
Stimmen) das vorliegende Übereinkommen mit dem TVB Kitzbüheler Alpen-Brixental be-
treffend Nutzung des vertragsgegenständlichen Wegabschnittes als Mountainbike-Strecke. 
 
 
3.6. Grundtauschvereinbarungen - Radweg Schwarzsee – Kirchberg 
 
Bürgermeister Dr. Winkler berichtet kurz über die geplante Maßnahme der Asphaltierung des 
Radweges vom Schwarzsee bis zur Gemeindegrenze Kirchberg und einer damit einher-
gehenden Verlegung auf einem kurzen Teilstück. Im Zuge dieser Wegverlegung sind Grund-
tauschvereinbarungen mit Frau Gerlinde Koppelmann und den Herrschaften Rosemarie Daxer, 
Mag. Karl Friedrich Klausner und Marlene Leonhartsberger notwendig bzw. mit diesen bereits 
abgestimmt. Die dazu errichtenden Grundtauschvereinbarungen samt Plan-beilage werden auf 
der digitalen Präsentationstafel dargetan und kurz erörtert. 
 
Sodann bedankt sich der Bürgermeister bei GR H. Huber für seine in diesem Zusammenhang 
geführten Verhandlungen, wodurch eine wesentliche Verbesserung des Radweges für die 
Nutzer möglich wird, und bittet ihn das Projekt näher zu erläutern. 
 
GR H. Huber teilt mit, dass es sich hier um einen Teil des überregionalen Radwegnetzes handelt 
und es daher vom Land Tirol für Verbesserungsmaßnahmen, wie eine Asphaltierung, eine 
Förderung gibt. Anhand des Lageplanes zeigt er, dass im Bereich wo sich die Bahntrasse mit 
der Reither Landesstraße kreuzt eine unübersichtliche Kurve befindet, die im Frühjahr oft 
matschig und zeitweise auch noch eisige ist. Diese Stelle soll durch eine Wegverlegung und 
Begradigung entschärft werden. 
 
GRin Haidacher, GR Mag. Filzer und GR Gamper äußern ihre Bedenken hinsichtlich einer 
Asphaltierung bzw. sprechen sich dagegen aus. Im Wesentlichen wird dies damit argumentiert, 
dass die Radfahrer dann schneller fahren und die Fußgänger noch mehr gefährdet sind als sie 
das ohnehin bereits jetzt sind. Bei einer Asphaltierung sollte der gesamte Weg verbreitert 
werden. EGR Hechl schlägt vor, zur Entschärfung des Konflikts zwischen Radfahrern und 
Fußgängern einen Mittelstreifen zu ziehen und sowohl den Radfahrern als auch den Fußgängern 
jeweils eine Hälfte des Weges zuzuordnen. GR H. Huber erklärt dazu, dass zum einen die 
Entschärfung der unübersichtlichen Kurve durch die Wegverlegung ein wesentliches Kriterium 
für eine Verbesserung des Radweges darstellt, ebenso die geplante Asphaltierung. Da es sich 
um einen überregionalen Radweg handelt ist dieser durch eine Asphaltierung „alltagstauglich“ 
herzustellen, damit er auch von Personen benutzt wird die mit dem Rad zur Arbeit fahren 
wollen. Nur bei einer Asphaltierung werden die Kosten vom Land Tirol mit 40 bis 60 Prozent 
gefördert. Die Kosten für die Asphaltierung belaufen sich auf rund € 135.000,00 für die 
Verlegung und den Neubau des Wegteilstückes auf ca. € 35.000,00. Da die Stadtwerke 
Kitzbühel in diesem Bereich auch Stromkabel zu verlegen haben können hier Synergien genutzt 
werden. Das Projekt wird auch von Kitzbühel Tourismus unterstützt und sollen die Kosten nach 
Abzug der Landesförderung zwischen der Stadtgemeinde Kitzbühel, den Stadtwerken 
Kitzbühel und Kitzbühel Tourismus gedrittelt werden. 
 
Über Nachfrage von EGR Hechl teilt GR H. Huber mit, dass die Gemeinde Kirchberg den 
Radweg auf ihrem Gemeindegebiet ebenfalls asphaltieren will. Dazu braucht es allerdings eine   
naturschutzrechtliche  Bewilligung,   da  der   Radweg  in  diesem   Bereich  neben  dem  
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Achendamm verläuft. Aus diesem Grund bleiben auch ca. 60 Meter vor der Gemeindegrenze 
zu Kirchberg vorerst geschottert, da hier der Weg ebenfalls direkt neben der Ache verläuft. 
Sollte die Gemeinde Kirchberg das für eine Asphaltierung notwendige naturschutzrechtliche 
Verfahren durchführen, könnte sich die Stadtgemeinde Kitzbühel für den vorerst noch nicht zu 
asphaltierenden Wegabschnitt anschließen. 
 
EGR Hechl ist schon aus ideologischen Gründen gegen ein zubetonieren, in diesem Fall macht 
aber die Asphaltierung eines überregionalen Radweges durchaus Sinn, auch findet er die 
Begradigung im Bereich der derzeit bestehenden unübersichtlichen Kurve sinnvoll. 
 
Bürgermeister Dr. Winkler ist überzeugt, dass es zu keiner signifikanten Erhöhung der 
Geschwindigkeit durch die Radfahrer kommen wird. Er zieht einen Vergleich mit Südtirol, wo 
fast alle Radwege asphaltiert, aber meistens auch relativ schmal sind. Auch dort funktioniert 
das nebeneinander zwischen Radfahrern und Fußgängern. Das Ziel soll ein durchgängig 
asphaltierter Radweg von Kitzbühel bis nach Hopfgarten sein, dies als Qualitätsmerkmal für 
unser überregionales Radwegenetz. 
 
Über Antrag von Bürgermeister Dr. Winkler beschließt der Gemeinderat einstimmig (19 Ja-
Stimmen) die vorliegenden Grundtauschvereinbarungen mit 
1) Gerlinde Koppelmann und 
2) Rosemarie Daxer, Mag. Karl Friedrich Klausner und Marlene Leonhartsberger. 
 
Über weiteren Antrag von Bürgermeister Dr. Winkler beschließt der Gemeinderat mit 15 Ja-
Stimmen, einer Nein-Stimme und 3 Stimmenthaltungen (Enthaltungen gelten gemäß § 45 Abs. 
2 zweiter Satz TGO 2001 als Ablehnung) die Asphaltierung des Radweges vom Schwarzsee 
bis ca. 60 Meter vor der Gemeindegrenze zu Kirchberg unter Inanspruchnahme von 
Fördermitteln des Landes Tirol sowie gemeinsamer Finanzierung der Restkosten durch die 
Stadtgemeinde Kitzbühel, die Stadtwerke Kitzbühel und Kitzbühel Tourismus. 
 
 
4. Referate 
 
4.1. Finanzen 
 
Referent Bürgermeister Dr. Winkler 
 
4.1.1. Verordnung über die Ausschreibung von Gemeindeabgaben 
 
Bürgermeister Dr. Winkler erläutert anhand einer Auflistung mit Vergleich der Steuern, 
Abgaben und Gebühren, die auf der digitalen Präsentationstafel gezeigt wird, die Entwicklung 
der Jahre 2017 bis 2019 und die geplanten Anpassungen für das Jahr 2020. Die Erhöhungen 
sind wiederum sehr moderat gehalten und wurden im Wesentlichen nur Indexanpassungen 
unter Berücksichtigung von sinnvollen Rundungen nach oben und unten, vorgenommen. Im 
Besonderen weist er darauf hin, dass es bei der Wasser- und Kanalbenützungsgebühr in den 
letzten beiden Jahren keine Erhöhungen gegeben hat, weshalb hier eine geringfügige Erhöhung 
von je 1 Cent netto vorgeschlagen wird. Geplant ist auch eine Erhöhung des Er-
schließungsbeitragssatzes von 3% auf 3,5% und bittet der Bürgermeister dazu den Finanz-
verwalter um seine Ausführungen. 
 
Finanzverwalter Mag. (FH) Embacher zeigt auf der digitalen Präsentationstafel die von ihm 
erstellte Kalkulation zur Berechnung des Erschließungskostenbeitrages, die wie folgt lautet: 
 



 
- 174 -  

 
 

 

 
 
 
 
 



 
- 175 -  

 
 
Dazu erklärt der Finanzverwalter, dass an Ausgaben Kosten für Straßenerhaltung, Straßen-
reinigung, Beleuchtung und Verkehrszeichen berücksichtigt werden können. Die Ausgaben 
dafür beliefen sich im 10 Jahres-Durchrechnungszeitraum auf durchschnittlich ca. € 3,35 
Millionen im Jahr. Die durchschnittlichen Einnahmen an Erschließungsbeiträgen beliefen sich 
in den letzten 10 Jahren bei einem Erschließungsbeitragssatz von 3% des Erschließungs-
kostenfaktors in Höhe von € 277,50 (= € 8,33) auf rund € 740.000,00 jährlich. Bei einem 
Erschließungsbeitrag von 3,5% wären dies im Durchschnitt ca. € 865.000,00 pro Jahr gewesen. 
Somit ist gewährleistet, dass die Bestimmungen des Äquivalenzprinzips eingehalten sind. Der 
Finanzverwalter teilt mit, dass eine Empfehlung des Stadtrates zur Erhöhung des 
Erschließungsbeitragssatzes auf 3,5% (gesetzlich mögliche Obergrenze wären 5%), das sind      
€ 9,71 pro m² Bauplatzanteil und pro m³ Baumassenanteil, vorliegt.  
 
Der Bürgermeister teilt weiters mit, dass auf Vorschlag der Friedhofsverwaltung zusätzlich zu 
den geplanten Erhöhungen laut zuvor dargestellter Auflistung in der Verordnung über die 
Ausschreibung der Gemeindeabgaben bei den Friedhofsbenützungsgebühren folgende Ge-
bühren neu aufgenommen werden sollen: 
Im § 4 Sonstige Gebühren: 
Benützung der Kühlanlage € 40,00 / Tag  
Anforderung einer Urne € 20,00    
 
Schließlich gibt Bürgermeister Dr. Winkler noch bekannt, dass die Ausschreibung der Ge-
meindeabgaben, wie bereits im letzten Jahr aufgrund des Verordnungsmusters der Gemeinde-
abteilung des Landes Tirol, zu erfolgen hat. Für dieses Jahr würde dies die Kanalgebühren-
ordnung, die Wassergebührenordnung, die Abfallgebührenordnung, die Hundesteuerordnung, 
die Verordnung über die Erhebung eines Erschließungsbeitrages und die Friedhofsbenütz-
ungsgebührenverordnung betreffen.  
 
GR Gamper stellt den Antrag, dass die Hundesteuer für den ersten Hund anstatt mit € 99,00 mit 
€ 45,00 pro Jahr festgesetzt werden soll und verweist in diesem Zusammenhang darauf, dass in 
der Gemeinde Aurach nur € 20,00 verlangt werden. GRin Werlberger bemerkt dazu, dass die 
Hunde sehr viel Dreck machen, gerade die Gärtner dadurch sehr viel Arbeit haben und die 
Gebühr eher erhöht als reduziert werden sollte. GR Mag. Filzer erklärt, mit der Gebühr kein 
Problem zu haben, kritisiert jedoch, dass zu wenig Abfallbehälter für die Hundekotentsorgung 
vorhanden sind. Speziell bei Spazierwegen wären mehr Entsorgungsmöglichkeiten für 
Hundekot notwendig. GRin Werlberger ist der Ansicht, dass ausreichend Abfallbehälter 
vorhanden sind. 
 
VB Zimmermann erklärt, dass die Höhe der Hundesteuer für ihn in Ordnung geht, jedoch die 
die Bürger/innen insofern entlastet werden sollten, als generell keine Abgabenerhöhungen 
erfolgen sollten. Er stellt daher den Antrag, im Jahr 2020 auf die Erhöhung/Indexanpassungen 
der Abgaben zu verzichten. 
 
Nach Diskussion zum Antrag von VB Zimmermann schlägt der Bürgermeister vor, den Er-
schließungsbeitragssatz von 3% auf 3,7% zu erhöhen, die Friedhofsbenützungsgebühren wie 
mitgeteilt neu aufzunehmen und im Übrigen die Gemeindeabgaben im Jahr 2020 unverändert 
beizubehalten.    
 
Sodann lässt Bürgermeister Dr. Winkler über den Antrag von GR Gamper auf Herabsetzung 
der Hundesteuer für den ersten Hund auf € 45,00 jährlich ab dem Jahr 2020 abstimmen. Das 
Ergebnis der Abstimmung lautet wie folgt: 
5 Ja-Stimmen, 12 Nein-Stimmen und 2 Stimmenthaltungen (Enthaltungen gelten gemäß § 45 
Abs. 2, 2. Satz TGO 2001 als Ablehnung). 
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Der Bürgermeister hält fest, dass der Antrag nicht die erforderliche Mehrheit erlangt hat. 
 
Über Antrag von Bürgermeister Dr. Winkler beschließt der Gemeinderat mit 15 Ja-Stimmen 
bei 2 Nein-Stimmen und 2 Stimmenthaltungen (Enthaltungen gelten gemäß § 45 Abs. 2, 2. Satz 
TGO 2001 als Ablehnung) nachstehende Verordnung: 
 
 

Verordnung – Ausschreibung von Gemeindeabgaben 
beschlossen: 

 
Aufgrund des § 17 Abs. 3 Z 4 des Finanzausgleichsgesetzes 2017, BGBl. I Nr. 116/2016, zuletzt 
geändert durch BGBl. I Nr. 106/2018, des § 7 des Tiroler Verkehrsaufschließungs- und 
Ausgleichsabgabengesetzes, LGBl. Nr. 58/2011, zuletzt geändert durch LGBl. Nr. 144/2018, 
wird durch den Gemeinderat der Stadtgemeinde Kitzbühel verordnet: 

 
Artikel I 

Änderung der Verordnung über die Erhebung eines Erschließungsbeitrages 
 

Die Verordnung über die Erhebung eines Erschließungsbeitrages der Stadtgemeinde Kitzbühel, 
kundgemacht am 03.02.2015, wird aufgrund des Gemeinderatsbeschlusses vom 23.09.2019 
geändert wie folgt: 
§ 1 hat wie folgt zu lauten: 
Die Stadtgemeinde Kitzbühel erhebt einen Erschließungsbeitrag und setzt den Erschließungs-
beitragssatz einheitlich für das gesamte Gemeindegebiet mit 3,7 v.H. des für die Stadtgemeinde 
Kitzbühel von der Tiroler Landesregierung durch Verordnung vom 16. Dezember 2014, LGBl. 
Nr. 184/2014, festgelegten Erschließungskostenfaktors fest. 
 

Artikel II 
Änderung der Verordnung über die Erhebung von Friedhofsbenützungsgebühren 

 
Die Verordnung über die Erhebung von Friedhofsbenützungsgebühren der Stadtgemeinde 
Kitz-bühel, kundgemacht am 18.12.2018, wird aufgrund des Gemeinderatsbeschlusses vom 
23.09. 2019 geändert wie folgt: 
§ 4 hat wie folgt zu lauten: 

(1) Die Gebühr für die Benützung der Leichenhalle (Aufbahrung) beträgt      Euro    121,00 
(2) Die Gebühr für die Benützung der Kühlanlage in der Leichenhalle                                

beträgt pro Tag                      Euro      40,00 
(3) Die Gebühr für Beisetzungen an Sa, Sonn- und Feiertagen beträgt          Euro    125,00 
(4) Die Gebühr für Verabschiedungen an Sa, Sonn- und Feiertagen beträgt    Euro      68,00 
(5) Die Gebühr für eine Tieferlegung, Verbreiterung und Verwendung 

eines Kompressors beträgt jeweils                     Euro      93,00 
(6) Die Gebühr für die Anforderung einer Urne beträgt               Euro      20,00    
(7) Die Entsorgungsgebühr bei Auflassung einer Grabstätte beträgt für:     

a) ein Einzelgrab                                                                                        Euro    170,00 
b) ein Doppelgrab                                                                                       Euro    223,00 
c) ein Mehrfachgrab oder eine Gruft                                                          nach Aufwand 
d) ein Urnengrab                                                                                         Euro       71,00  

(8) Die Gebühr für eine Exhumierung beträgt 
a) für einen Sarg – Sommertarif 01.04. – 30.11.                  Euro    970,00 
b) für einen Sarg – Wintertarif   01.12. – 31.03.                    Euro 1.070,00 
c) für eine Urne im Erdgrab                  Euro    240,00 
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d) für eine Urne in der Urnennische                                                           Euro    120,00   
(9) Die Grabzuteilungsgebühr für die Beisetzung von Personen derer es der Zustimmung 

der  
       Stadtgemeinde Kitzbühel bedarf beträgt: 

a) für ein Erdgrab                          Euro 5.100,00 
b) für ein Urnengrab                            Euro 2.260,00 

 
Für Kinder unter 18 Jahre fallen die Gebühren zu (1), (2), (3), (4), (5) und (6) nicht an. 
  

Artikel III 
Inkrafttreten 

 
Diese Verordnung tritt mit 1. Jänner 2020 in Kraft. 
 
 
4.1.2. Festsetzung von privatrechtlichen Entgelten und Tarifen 
 
Die Neufestsetzung der privatrechtlichen Entgelte und Tarife ab dem Jahr 2020 wird auf der 
digitalen Präsentationstafel gezeigt und vom Bürgermeister erörtert. Die Erhöhungen wurden 
sehr moderat angesetzt, wobei es sich im Wesentlichen um Indexanpassungen handelt, teils 
unter Berücksichtigung von Rundungen nach oben und unten, um einen sinnhaften Ansatz zu 
erzielen. 
 
Auch zur Festsetzung der privatrechtlichen Entgelte und Tarife regt VB Zimmermann an, diese 
nicht zu erhöhen. 
 
Bürgermeister Dr. Winkler erklärt sich damit grundsätzlich einverstanden, weist allerdings 
darauf hin, dass bei den Tarifen für den Kindergarten fünf geplante Anpassungen auf runde 
Beträge wie gezeigt erfolgen sollten, ebenso die Einführung des neuen Tarifs „in Ferienzeit pro 
Woche / bis 14.30 Uhr“ mit € 31,00 brutto monatlich. Schließlich sollte beim städtischen 
Museum das zusätzliche Entgelt für Führungen von Schülergruppen – pro Schüler von € 3,10 
brutto auf € 3,00 brutto reduziert werden. 
 
Auf Antrag von Bürgermeister Dr. Winkler beschließt der Gemeinderat mit 14 Ja-Stimmen bei 
1 Nein-Stimme und 4 Stimmenthaltungen (Enthaltungen gelten gemäß § 45 Abs. 2, 2. Satz 
TGO 2001 als Ablehnung) die Festsetzung der privatrechtlichen Entgelte und Tarife wie folgt: 
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B 1 Städtischer Schwarzseebetrieb

Badegebühren: incl. 13% USt.:

Einzelkarten Kinder (bis einschließl. 15. Lebensjahr) 2,70

25 % Erm.,  -"- siehe unten * 2,00

 -"- Abendkarte ab 16:00 Uhr bis 18:00 Uhr 2,00

Jugendliche u. Erwachsene Gäste 5,00

25 % Erm.,  -"- siehe unten * 3,80

 -"- Halbtageskarte ab 1:0 Uhr 3,80

25 % Erm.,  -"- siehe unten * 2,90

 -"- Abendkarte ab 16:00 Uhr bis 18:00 Uhr 2,70

Senioren Berechtigte 2,70

* Erm.für Berechtigte, Kitzb. Alpen Sommercard, BAG Flex Karte, Tir.Fam.Karte, Hike & Bike

Kabine 5,00

Zehnerblock Kinder (bis einschließl. 15. Lebensjahr) 18,50

Jugendliche u. Erwachsene Berechtigte. 27,00

Jugendliche u. Erwachsene Gäste 35,00

Saisonkarte Kinder (bis einschließl. 15. Lebensjahr) 42,00

Jugendliche u. Erwachsene 80,00

Kabine 80,00

Combi:Saisonkarte + Kabine 140,00

incl. 20% USt.:

1 Liegestuhl / 1 Tag 4,00

1 Liege / 1 Tag 4,00

1 Sonnenschirm / 1 Tag 4,00

Tischtennis 1/2 Stunde (pro Tisch) 2,50

Fischereikarten: Tageskarte 29,00

Jahreskarte 334,00

Jahreskarte (mit Bootsliegeplatz) 395,00

Bootsliegeplatz Jahresentgelt 115,00

(2018 bereits durch Fischer ausgebucht!)

 F e s t s e t z u n g

der privatrechtlichen Entgelte und Tarife

mit Wirkung ab 1. Jänner 2020 bzw. ab dem jeweils angeführten Datum

B 2 Kindergarten Voglfeld ab Schuljahr 2020/2021

Elternbeiträge monatlich:  Netto 13% USt.  Brutto 

Kind mit Stichtag 1.9. unter 4 Jahre/halbtags 39,82 5,18 45,00

 - " - /bis 14 Uhr 30 60,18 7,82 68,00

 - " - /ganztags 7:00 - 17:30 Uhr 82,30 10,70 93,00

 - " - /ganztags (nur 1-2 Tage pro Woche) 65,49 8,51 74,00

Kind mit Stichtag 1.9. über 4 Jahre /nachmittags 39,82 5,18 45,00

 - " - / 12 Uhr 30 bis 14 Uhr 30 20,35 2,65 23,00

 - " - /nachmmittags (1-2 Tage pro Wo) 24,78 3,22 28,00

in Ferienzeit pro Woche / ganztags 23,89 3,11 27,00

in Ferienzeit pro Woche / bis 14 Uhr 30 27,43 3,57 31,00

in Ferienzeit pro Woche / halbtags 32,74 4,26 37,00

Fallweiser Nachmittagsbes.-je Nachm 7,96 1,04 9,00

(für max 3 Besuche)

Investitionsbeitrag für Kinder ohne Hauptwohnsitz in Kitzbühel/Zuschlag 100 %

Gebührenermäßigungen od. -befreiungen auf Antrag durch Stadtratsbeschluss. 10% USt.

Mittagessen für Kinder - pro Essen 4,27 0,43 4,70

für Personal - pro Essen 4,36 0,44 4,80

Transportkostenbeitrag monatlich je Kind 17,27 1,73 19,00

Volksschule

Vormittagsbetreuung je Semester u. Wochentag 28,00
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4.1.3. Darlehensaufnahme Thermische Sanierung Neue Mittelschule 
 
Über Ersuchen von Bürgermeister Dr. Winkler erörtert Finanzverwalter Mag. (FH) Embacher, 
dass im Voranschlag 2019 diese Darlehensaufnahme enthalten ist und informiert zunächst über 
die Kosten und den Finanzierungsplan wie folgt: 
 
Thermische Sanierung NMS (Isolierung Außenwände, Austausch Fenster, Sonnenschutz, 
Sanierung Dach) 
Gesamtkosten   2019 lt. Voranschlag   € 1.900.000,- 
Finanzierungsplan  Darlehensaufnahme    €    800.000,- 
      Bedarfszuweisungen   €    620.000,- 
      Kapitaltransfer von Gemeinden €    480.000,- 
 
Weiters informiert der Finanzverwalter über die eingeholten Angebote und teilt mit, dass die 
Raiffeisenbank Kitzbühel zu den nachfolgend angeführten Konditionen das günstigste Ange-
bot gelegt hat: 
 
Darlehensaufnahme 
Darlehensgeber:   Raiffeisenbank Kitzbühel 
Darlehenshöhe:    € 800.000,- 
Laufzeit:     240 Monate 
Rückzahlungstermine:  31.03. und 30.09. jeden Jahres, beginnend mit 31.03.2020 

B 3 Städtische Sicherheitswache 5,00

Depotgebühren für Fundgegenstände je nach Wert und Um- 10,00

fang des Gegenstandes bzw. des Manipulationsaufwandes 15,00

B 4 Benützung öffentlichen Gutes für Gastgärten 20% USt.

Benützungsentgelt je m² und Monat - Basis August 2014Ausgangs- Innenstadt 7,20

Jährliche Wertanpassung nach VPI 2000 Monat Augustw ert Außerstädtisch 3,60

B 5 Städtisches Museum 13% USt.

Erwachsene 7,00

  -"- Gruppen ab 10 Personen 5,00

Kinder und Jugendliche bis 18 Jahre frei

20% USt.

Zusätzliches Entgelt für Führungen - pro Gruppe 70,00

Zusätzliches Entgelt für Führungen von Schülergruppen - pro Schüler 3,00

max. 2 Begleitpersonen bei Gruppen (z. B. Reiseleiter, Lehrpersonen) frei

B 6 Pachte und Anerkennungszinse

Laut Hebeliste; Festsetzung jeweils durch den Stadtrat.

B 7 Landesmusikschule Kitzbühel

Gemäß Verordnung der Landesregierung.

B 8

Städtisches Elektrizitätswerk

Eigene Tarifordnung.

B 9

Stadtbusverkehr

Eigene Tarifordnung lt. Verkehrsverbund Tirol.

B 10

Städtischer Kabelfernsehbetrieb

Eigene Tarifordnung - Festsetzung durch den Ausschuß für Elektrizitäts- u. Wasserwerk.
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Verzinsung:    6-Monats-Euribor plus 0,52 % Aufschlag 
Annuitätenrate:   € 20.800,- 
Zuzählung    ca. Ende Dezember 2019 
 
Eine Beschlussempfehlung durch den Stadtrat liegt vor. 
 
Auf Antrag von Bürgermeister Dr. Winkler beschließt der Gemeinderat mit 16 Ja-Stimmen bei 
2 Stimmenthaltungen (Enthaltungen gelten gemäß § 45 Abs. 2, 2. Satz TGO 2001 als 
Ablehnung) die Darlehensaufnahme bei der Raiffeisenbank Kitzbühel zu den oben genannten 
Bedingungen. 
 
GR Gamper ist bei der Abstimmung nicht anwesend. 
 
 
4.1.4. Darlehensaufnahme Probelokal Stadtmusik Kitzbühel 
 
Über Ersuchen von Bürgermeister Dr. Winkler erörtert Finanzverwalter Mag. (FH) Embacher, 
dass im Voranschlag 2019 diese Darlehensaufnahme enthalten ist und informiert zunächst über 
die Kosten und den Finanzierungsplan wie folgt: 
 
Musikprobelokal Stadtmusik Kitzbühel 
Gesamtkosten 2019 2019 lt. Voranschlag   € 900.000,- 
Finanzierungsplan  Darlehensaufnahme    € 900.000,- 
 
Weiters informiert der Finanzverwalter über die eingeholten Angebote und teilt mit, dass die 
Raiffeisenbank Kitzbühel zu den nachfolgend angeführten Konditionen das günstigste Ange-
bot gelegt hat: 
 
Darlehensaufnahme 
Darlehensgeber:   Raiffeisenbank Kitzbühel 
Darlehenshöhe:    € 900.000,- 
Laufzeit:     240 Monate 
Rückzahlungstermine: 31.03. und 30.09. jeden Jahres, beginnend mit 31.03.2020 
Verzinsung:    6-Monats-Euribor plus 0,52 % Aufschlag 
Annuitätenrate:   € 23.400,- 
Zuzählung    ca. Ende Dezember 2019 
 
Eine Beschlussempfehlung durch den Stadtrat liegt vor. 
 
GRin Haidacher hält zunächst fest, dass das neue Probelokal der Stadtmusik sehr gut gelungen 
ist. Sie ersucht um Aufklärung warum nun ein Darlehen über € 900.000,00 zu beschließen sei, 
wenn laut Gemeinderatsprotokoll vom 28.05.2018 die gesamten Investitions-kosten für das 
neue Probelokal, die Adaptierungen der bestehenden Räume der Stadtmusik und 
Verbesserungen bei der Volksschule mit insgesamt € 2,4 Millionen brutto angegeben und für 
die Baumaßnahmen im Jahr 2018 € 1,8 Millionen brutto aus der Betriebsmittelrücklage 
freigegeben wurden. GR Mag. Filzer schließt sich dem an und ersucht ebenfalls um Auf-
klärung der Differenz. 
 
Bürgermeister und Finanzverwalter erklären dazu, dass die genauen Zahlen jetzt nicht am Tisch 
liegen, es ist wohl  davon auszugehen,  dass der freigegebene Betrag im Jahr 2018 nicht  
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ausgeschöpft wurde. Bürgermeister Dr. Winkler erklärt, dass dies selbstverständlich geprüft 
und die Abstimmung über diese Darlehensaufnahme zurückgestellt wird. 
 
Der Stadtamtsdirektor teilt dem Gremium in diesem Zusammenhang mit, dass er erst kürzlich 
vom Büro DI Metzner die Auskunft erhalten hat, dass man im Kostenrahmen liege, im 
Wesentlichen sei noch die Abrechnung des Baumeisters ausständig.         
 
GR Gamper befürwortet die Zurückstellung der Abstimmung und möchte noch wissen, was die 
Bausteinaktion der Stadtmusik ergeben hat. 
 
 
4.1.5. Darlehensaufnahme Wegbau/-sanierung Kampern-Oberaigen 
 
Über Ersuchen von Bürgermeister Dr. Winkler erörtert Finanzverwalter Mag. (FH) Embacher, 
dass im Voranschlag 2019 diese Darlehensaufnahme enthalten ist und informiert zunächst über 
die Kosten und den Finanzierungsplan wie folgt: 
 
Wegbau/-sanierung Kampern/Oberaigen 
Gesamtkosten 2019 2019 lt. Voranschlag  € 250.000,- 
Gesamtkosten 2020 2020 lt. Plan VA 2019  € 300.000,- 
Finanzierungsplan Darlehensaufnahme    € 550.000,- 
 
Weiters informiert der Finanzverwalter über die eingeholten Angebote und teilt mit, dass die 
Raiffeisenbank Kitzbühel zu den nachfolgend angeführten Konditionen das günstigste Ange-
bot gelegt hat: 
 
Darlehensaufnahme 
Darlehensgeber:   Raiffeisenbank Kitzbühel 
Darlehenshöhe:    € 550.000,- 
Laufzeit:     240 Monate 
Rückzahlungstermine:  31.03. und 30.09. jeden Jahres, beginnend mit 31.03.2020 
Verzinsung:    6-Monats-Euribor plus 0,52 % Aufschlag 
Annuitätenrate:   € 14.300,- 
Zuzählung    € 550.000,- ca. Ende Dezember 2019 
 
Eine Beschlussempfehlung durch den Stadtrat liegt vor. 
 
Über Nachfrage von GR Gamper zu den ursprünglichen Kosten in Höhe von € 2,5 Millionen 
erklärt der Bürgermeister, dass dies den Neubau der Brücken beinhaltet hätte. Es hat sich 
herausgestellt, dass eine Sanierung der Brücken ausreichend ist und lautet die Kosten-schätzung 
des Leiters der Tiefbauabteilung, Bmstr. Rettenwander, auf € 1.650.000,00 brutto. Die 
Förderung des Landes Tirol beträgt 50% und ist mit € 825.000,00 gedeckelt. Je 25% haben die 
Mitglieder der Straßeninteressentschaft und die Gemeinden Kitzbühel und Aurach, diese 
wiederum je nach Weglänge auf ihrem Gemeindegebiet, zu übernehmen. Der Anteil der 
Weginteressentschaft ist mit € 495.000,00 (30%) gedeckelt. Die Darlehensaufnahme erfolgt im 
Ausmaß der tatsächlich benötigten Mittel.      
 
Auf Antrag von Bürgermeister Dr. Winkler beschließt der Gemeinderat einstimmig (19 Ja-
Stimmen) die Darlehensaufnahme bei der Raiffeisenbank Kitzbühel zu den oben genannten 
Bedingungen. 
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4.1.6. Darlehensaufnahme Umbau/Sanierung Hinterstadt 34 (Museum) 
 
Zunächst teilt der Bürgermeister mit, dass sich erst kürzlich herausgestellt hat, dass der 
Dachstuhl im Haus Hinterstadt 34 desolat ist. Nach Öffnung der Decke hat sich gezeigt, dass 
die Pfetten teilweise bereits durchgemorscht sind. Eine Erneuerung des Dachstuhls ist 
notwendig, da bereits Gefahr im Verzug ist. Unter Einbindung des Denkmalamtes, eines 
Statikspezialisten für Holzbauten und der Landesstelle für Brandverhütung ist ein 
Sanierungskonzept auszuarbeiten und die Zusatzkosten zu erheben. Die dadurch entstehenden 
Zusatzkosten stehen derzeit noch nicht fest.  
 
GR Mag. Filzer erinnert ebenso wie GR Schwendter an die Kostenüberschreitung im letzten 
Jahr und ist der Meinung, dass vor Darlehensaufnahme die nunmehr insgesamt zu erwarten-
den Kosten bekannt sein sollten. Sonst wird der Darlehensaufnahme nicht zustimmen. Dazu 
erklärt Bürgermeister Dr. Winkler, dass diese Darlehensaufnahme eine Folge des bereits 
gefasten Budgetbeschlusses ist. Eine Information über die Kosten bzw. die zu erwartenden 
Mehrkosten wird selbstverständlich erfolgen. 
 
Sodann erörtert Finanzverwalter Mag. (FH) Embacher über Ersuchen des Bürgermeisters, dass 
im Voranschlag 2019 diese Darlehensaufnahme enthalten ist und informiert zunächst über die 
Kosten und den Finanzierungsplan wie folgt: 
 
Umbau und Sanierung Museumsgebäude (ehemals BH), Hinterstadt 34 
Gesamtkosten 2019 2019 lt. Voranschlag  €    750.000,- 
Gesamtkosten 2020 2020 lt. Plan VA 2019  €    750.000,- 
Finanzierungsplan Darlehensaufnahme    € 1.500.000,- 
 
Weiters informiert der Finanzverwalter über die eingeholten Angebote und teilt mit, dass die 
Raiffeisenbank Kitzbühel zu den nachfolgend angeführten Konditionen das günstigste Ange-
bot gelegt hat: 
 
Darlehensaufnahme 
Darlehensgeber:     Raiffeisenbank Kitzbühel 
Darlehenshöhe:      € 1.500.000,- 
Laufzeit:       240 Monate 
Rückzahlungstermine:    31.03. und 30.09. jeden Jahres, beginnend mit 31.03.2020 
Verzinsung:      6-Monats-Euribor plus 0,52 % Aufschlag 
Annuitätenrate 31.03.2020:  € 1.440,83 
Annuitätenrate ab 30.09.2020: € 38.989,00 
Zuzählung  € 750.000,- ca. Ende Dezember 2019 
    € 750.000,- ca. Ende Juni 2020 
 
Eine Beschlussempfehlung durch den Stadtrat liegt vor. 
 
Auf Antrag von Bürgermeister Dr. Winkler beschließt der Gemeinderat mit 15 Ja-Stimmen bei 
4 Nein-Stimmen die Darlehensaufnahme bei der Raiffeisenbank Kitzbühel zu den oben 
genannten Bedingungen. 
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4.1.7. Liquiditätsausgleich Bankkonte E-Werk 
 
Bürgermeister Dr. Winkler berichtet, dass es sich hier um einen buchungstechnischen Vorgang 
handelt und ersucht dazu um Information durch den Finanzverwalter Mag. (FH) Embacher. 
Dieser berichtet, dass für die Betriebe E-Werk und Wasserwerk ab Oktober 2019 eigene 
Bankkonten eröffnet werden sollen. Bisher wurden alle Betriebe sowie die Stadtverwaltung 
über ein gemeinsames Bankkonto abgewickelt. Intern wurden die Zahlungen über ein eigenes 
Programm auf die einzelnen Betriebe aufgeteilt. Da der technische Support für dieses 
Programm kritisch ist, soll nunmehr dieser Schritt gesetzt werden. Auf Grund des Baus des 
Kraftwerkes Kohlbach ist das Bankguthaben des E-Werks negativ und soll bis zum Ausgleich 
durch die Jahresergebnisse mit Mitteln des Wasserwerks ausgeglichen werden.  
 
Eine Beschlussempfehlung des Stadtrates liegt vor. 
 
Auf Antrag von Bürgermeister Dr. Winkler beschließt der Gemeinderat mit 14 Ja-Stimmen bei 
4 Stimmenthaltungen (Enthaltungen gelten gemäß § 45 Abs. 2, 2. Satz TGO 2001 als 
Ablehnung) die Entnahme € 1,5 Millionen vom Eigenkapital Wasserwerk zum Liquiditätsaus-
gleich des Bankkontos E-Werk.  
 
GR Mag. Filzer ist bei der Abstimmung nicht anwesend. 
 
 
4.1.8. Veranlagung von Rücklagen und Stiftungsguthaben 
 
Über Ersuchen des Bürgermeisters berichtet Finanzverwalter Mag. (FH) Embacher über die 
geplanten Veranlagungen der Rücklagen auf Grund der derzeitigen niedrigen Zinsen wie folgt: 
 
Veranlagung der KFZ-Rücklage € 1,5 Millionen  
Veranlagung der AWH Finanzierungsrücklage € 2 Millionen 
Veranlagung für Odescalchi Stiftung € 7.000,00 
Veranlagung für Bueb-Stiftung € 40.000,00 
Veranlagung für Schmitz-Stiftung € 40.000,00 
 

  Laufzeit Betrag Zinsen % Zinsen p.a. 

Sparkasse Kitzbühel 60 Monate  €       1 500 000,00  0,55%  €          8 250,00  

  60 Monate  €       2 000 000,00  0,55%  €       11 000,00  

  60 Monate  €             87 000,00  0,55%  €             478,50  

Zinsen Sparkasse        €       19 250,00  

BTV 24 Monate  €       1 500 000,00  0,14%  €          2 025,00  

  60 Monate  €       2 000 000,00  0,40%  €          8 000,00  

Zinsen BTV        €       10 025,00  

Raiffeisenbank Kitzbühel 24 Monate  €       1 500 000,00  0,09%  €          1 350,00  

  60 Monate  €       2 000 000,00  0,15%  €          3 000,00  

Zinsen Raiffeisenbank        €          4 350,00  

Hypo Tirol - Anleihen geringe Rendite auf Grund des hohen Ausgabekurses 

          

 
Der Vorschlag zur Veranlagung lautet daher wie folgt: 
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Veranlagung € 1,5 Mio. KFZ-Rücklage für 60 Monate (Stand KFZ-Rücklage 31.12.2018 € 2,7 
Mio) bei Sparkasse Kitzbühel mit 0,55% (derzeit 0,15%). 
Veranlagung € 2 Mio. aus AWH-Finanzierungsrücklage für 60 Monate bei Sparkasse Kitz-
bühel mit 0,55% (derzeit 0,15%; Ansparung Rücklage bis 2025). 
Veranlagung Stiftungen € 87.000,- für 60 Monate bei Sparkasse Kitzbühel mit 0,55% (derzeit 
auf Girokonto).  
 
Eine Beschlussempfehlung durch den Stadtrat liegt vor. 
 
Auf Antrag von Bürgermeister Dr. Winkler beschließt der Gemeinderat einstimmig (19 Ja-
Stimmen) die oben beschriebenen Veranlagungen bei der Sparkasse Kitzbühel zu den oben 
genannten Bedingungen. 
 
 
4.1.9. Bauhof Stadtgemeinde - Heizungsanlage 
 
Über Ersuchen von Bürgermeisters Dr. Winkler berichtet Finanzverwalter Mag. (FH) Em-
bacher über die Erneuerung der Heizanlage im Bauhof wie folgt: 
 
1/820-0100 Wirtschaftshof, Gebäude und Bauten 
Angebot Fa. WLS, Einbau einer Gastherme (€ 43.089,18), Fa. Huber Kamin  
(€ 5.614,09), Elektroinstallation (ca. € 15.000,-)    € 64.000,00 
Bedeckung 
2/990+963  Rechnungsüberschuss 2018 OH     € 64.000,00 
 
Eine Beschlussempfehlung durch den Stadtrat liegt vor. 
 
Auf Antrag von Bürgermeister Dr. Winkler beschließt der Gemeinderat einstimmig (18 Ja-
Stimmen) den Einbau einer neuen Heizanlage im städtischen Bauhof wie oben angeführt. 
 
GR MSc. Florian Huber erklärte sich bei der Abstimmung für befangen. 
 
 
4.1.10. Altenwohnheim Kitzbühel GmbH - Liquiditätsüberbrückung 
 
Über Ersuchen des Bürgermeisters berichtet Finanzverwalter Mag. (FH) Embacher wie folgt: 
 
Der GF des Altenwohnheimes, Wolfgang Zeileis ersucht um Gewährung eines zinsenlosen 
Darlehens zur Liquiditätsunterstützung an die Altenwohnheim Kitzbühel GmbH in Höhe von 
€ 250.000,00. Rückzahlung bis spätestens 31.12.2019. Dies wird mit Mehrkosten für 
Abfertigungen, einen Langzeitkrankenstand und notwendigen Investitionen, wie insbesondere 
für Brandschutz, begründet. 
 
Eine Beschlussempfehlung durch den Stadtrat liegt vor. 
 
Auf Nachfrage von GR Gamper betreffend Verlustabdeckung aus den vergangenen Jahren er-
klärt Bürgermeister Dr. Winkler, dass dies im Zuge der Erstellung des Voranschlages für das 
Jahr 2020 abgehandelt wird. 
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Auf Antrag von Bürgermeister Dr. Winkler beschließt der Gemeinderat einstimmig (19 Ja-
Stimmen) die Gewährung eines zinsenlosen Darlehens zur Liquiditätsunterstützung an die 
Altenwohnheim Kitzbühel GmbH in Höhe von € 250.000,00 bis 31.12.2019.  
 
 
4.1.11. Wegbau/-sanierung Kampern-Oberaigen - Vorfinanzierung Landesanteil 
 
Bürgermeister Dr. Winkler berichtet, dass der Sachwalter der Weginteressentschaft Kampern-
Oberaigen, Bmstr. Markus Rettenwander, um Gewährung der Vorfinanzierung für das 
Straßenbauprojekt Kampern-Oberaigen in Höhe von € 350.000,00 angesucht hat. Dazu wird 
sein Ansuchen auf der digitalen Präsentationstafel gezeigt, welches wie folgt lautet: 
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Eine Beschlussempfehlung durch den Stadtrat liegt vor. 
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Über Nachfrage von GR Gamper, wann das Straßenbauprojekt fertiggestellt wird erklärt GR H. 
Huber, dass geplant sei im Jahr 2020, es aber auch 2021 werden könne. 
 
Auf Antrag von Bürgermeister Dr. Winkler beschließt der Gemeinderat einstimmig (18 Ja-
Stimmen) die beantragte Vorfinanzierung wie oben dargestellt. 
 
GR Schwendter ist bei der Abstimmung nicht anwesend. 
 
 
4.2. Überprüfungsausschuss 
 
4.2.1. Vorlage der Kassaprüfungsniederschrift gemäß § 112 Tiroler Gemeindeordnung 
 
Der Obmann des Überprüfungsausschusses GR Katzmayr berichtet über die am 03.09.2019 
gemäß  § 110  Tiroler  Gemeindeordnung  durchgeführte  Kassaprüfung  durch  den  Überprü- 
fungsausschuss. Er trägt das Ergebnis der Kassabestandsaufnahme vor und erklärt, dass die 
Überprüfung keinerlei Anlass für Beanstandungen ergeben hat. 
 
Der Bericht des Obmannes GR Katzmayr wird vom Gemeinderat zustimmend zur Kenntnis 
genommen. 
 
 
4.3. Soziales und Wohnungswesen 
 
4.3.1. Wohnungsvergaben 
 
Über Antrag der Referentin und auf Empfehlung des Wohnungsausschusses beschließt der 
Gemeinderat einstimmig (19 Ja-Stimmen) folgende Wohnungsvergaben: 
 
Die Wohnung am Einfangweg 24, Top 3 (93,69 m², 84 P.) an Frau Carina Hochkogler-Gamper 
(Paar mit 3 Kindern), Schneiderbühel 5, 6365 Kirchberg in Tirol. 
 
Das Reihenhaus 6 am Einfangweg 43d (128 m², 47 P.) an Frau Elisabeth Obermoser (Paar), 
Einfangweg 20/F 7, 6370 Kitzbühel. 
 
Die Wohnung in der Siedlung Badhaus 11, Top 4 (54,02 m², 45 P.) an Frau Dagmar Pirchner, 
Langau 12/2, 6370 Kitzbühel. 
 
Die Wohnung im Sinwell 42, Top 44 (85,37 m², 51 P.) an Frau Sandra Stankovic (Ehepaar und 
2 Kinder), Rennfeld 28, 6370 Kitzbühel. 
 
Die Wohnung in der Siedlung Badhaus 13, Top 2 (Neubau - 72,08 m², 45 P.) an Herrn Mongi 
Schaller (Vater und Sohn), Bichlnweg 30 b, 6370 Kitzbühel. 
 
Die Wohnung in der Bacherwiese 2b, Top 15 (94,05 m², 34 P.) an Frau Sylvia Widauer 
(Ehepaar), Seilermeisterweg 1 a/1, 6372 Oberndorf in Tirol. 
 
Die Wohnung am Einfangweg 20f, Top 7 (45,30 m², 62 P.) an Herrn Ugur Cergel, Einfang-weg 
43 d, 6370 Kitzbühel. 
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4.4. Bau und Raumordnung 
 
Referent GR Georg Wurzenrainer 
 
Bebauungspläne 
 
 
4.4.1. Peter Hechenberger, Kitzbühel; 
 
EGR Peter Hechenberger verlässt den Sitzungssaal. 
 
Erlassung eines Bebauungsplanes und ergänzenden Bebauungsplanes (1. Änderung) im     
Bereich des Gst 428/3 KG Kitzbühel-Stadt (Schwarzseestraße) entsprechend den 
Planunterlagen der Plan Alp ZT GmbH vom 19.08.2019, Planungsnummer: 
aend1_a33e1_kiz_19023_v1.  
 
Der Planentwurf wird auf der digitalen Präsentationstafel gezeigt und vom Referenten unter 
Bezugnahme auf das Ergebnis der Sitzung des Ausschusses für Bau und Raumordnung vom 
02.09.2019 sowie des raumplanungsfachlichen Gutachtens erörtert. 
 
Protokoll Ausschuss: 
 
Das Planungsgebiet befindet sich östlich des Stadtzentrum an der Franz-Reisch-Straße. Das 
Gst 428/3 KG Kitzbühel-Stadt ist im gültigen Flächenwidmungsplan als Wohngebiet gemäß § 
38 Abs. 1 TROG 2016 ausgewiesen. Die Verkehrserschließung erfolgt über die öffentliche 
Verkehrsfläche Franz-Reisch-Straße auf Gst 620. Die sonstige kommunale Infrastruktur 
(Wasser, Kanal, Strom etc.) sind im Bestand der beiden Grundparzellen bereits vorhanden.  
Herr Hechenberger beabsichtigt, eine ebenerdige Garage mit Abstellraum, welche     teilweise 
unterirdisch in Erscheinung tritt, zu errichten. Der bestehende Bebauungsplan würde die 
Errichtung einer Garage ohne Abstellraum ermöglichen. Herr Hechenberger argumentiert, 
dass die Errichtung einer Garage erforderlich ist. Auf Grund der kalkulierten Baukosten ist die 
Errichtung der erforderlichen Garage nur sinnvoll, wenn auch ein notwendiger Abstellraum 
errichtet werden kann. Der Abstellraum dient zur Unterbringung von Sportgeräten und 
Autoreifen. 
 
Der Stadtbaumeister erläutert den Planungsbereich anhand des Bebauungsplanes und des 
ergänzenden Bebauungsplanes der Plan Alp ZT GmbH sowie den Einreichunterlagen. Im 
Wesentlichen besteht die Änderung des Bebauungsplanes und des ergänzenden 
Bebauungsplanes in der Erweiterung der Situierung des Höchstausmaßes der Nebengebäude. 
Die Festlegungen der Bebauungsbestimmungen orientieren sich an der bestehenden Bebauung 
und an den Vorgaben des Örtlichen Raumordnungskonzeptes. 
 
Insgesamt wurden unter anderem folgende Bebauungsparameter festgelegt: 
Baumassendichte mindest, Bauweise, Wandhöhe, höchster Punkt des Gebäudes, Bau-
fluchtlinien sowie die Abgrenzung verschiedener Festlegungen innerhalb des 
Planungsbereiches und die Situierung des Höchstausmaßes der Nebengebäude. Es wird darauf 
hingewiesen, dass die restlichen Festlegungen des bestehenden Bebauungsplanes aus dem 
Jahre 2005 unverändert bestehen bleiben. 
 
Nach Diskussion befürwortet der Ausschuss einstimmig (6 Ja) die Auflage zur 1. Änderung des  
Bebauungsplanes  und  ergänzenden  Bebauungsplanes  im  Bereich  des  Gst  428/3  KG  



 
- 189 -  

 
 
Kitzbühel-Stadt (Schwarzseestraße) entsprechend den Planunterlagen der Plan Alp ZT GmbH 
vom 19.08.2019, Planungsnummer: aend1_a33e1_kiz_19023_vl. 
 
Auf Antrag von Bürgermeister Dr. Winkler beschließt der Gemeinderat einstimmig (18 Ja-
Stimmen; EGR Peter Hechenberger nicht anwesend) die Auflage des Entwurfes des 
vorliegenden Bebauungsplanes und ergänzenden Bebauungsplanes (Erstbeschluss). 
 
Erlassung eines Bebauungsplanes und ergänzenden Bebauungsplanes (1. Änderung) im     
Bereich des Gst 428/3 KG Kitzbühel-Stadt (Schwarzseestraße) entsprechend den 
Planunterlagen der Plan Alp ZT GmbH vom 19.08.2019, Planungsnummer: 
aend1_a33e1_kiz_19023_v1.  
 
 
4.4.2. Stadtgemeinde Kitzbühel, Kitzbühel; 
 
EGR Peter Hechenberger betritt den Sitzungssaal. 
 
Erlassung eines Bebauungsplanes und ergänzenden Bebauungsplanes (3. Änderung) im          
Bereich der Gste 364/3, 364/4, 364/5 und 364/6 je KG Kitzbühel-Land (Sonngrub) 
entsprechend den Planunterlagen der Plan Alp ZT GmbH vom 20.08.2019 Planungsnummer: 
aend3_b11_kiz17022_v1. 
 
Der Planentwurf wird auf der digitalen Präsentationstafel gezeigt und vom Referenten unter 
Bezugnahme auf das Ergebnis der Sitzung des Ausschusses für Bau und Raumordnung vom 
02.09.2019 sowie des raumplanungsfachlichen Gutachtens erörtert. 
 
Protokoll Ausschuss: 
 
Der Planungsbereich befindet sich im Süden des Ortsteiles Sonngrub. Dieser umfasst das Gst. 
364 KG Kitzbühel – Land (neu gebildete Gste 364/3, 364/4, 364/5 und 364/6).  
Der Bebauungsplan für den gesamten Siedlungsbereich Sonngrub Erweiterung Süd wurde 
bereits 2018 erlassen. Die gegenständlichen nordöstlichen Grundstücke wurden nunmehr an 
einheimische Familien verkauft.  
Im Zuge der Erstellung des Bebauungsplanes wurde der Raumplaner der Stadtgemeinde 
Kitzbühel beauftragt, einen Bebauungsvorschlag zu erarbeiten und Planungsparameter 
festzulegen.  Im Zuge der Entwurfsplanung wurde festgestellt, dass auf Grund der extremen 
topographischen Verhältnisse geringfügige Änderungen erforderlich sind. Diese betreffen die 
Gebäudehöhe Höchst, die maximale Baumassendichte, die talseitige Wandhöhe und beim 
Grundstück 364/6 den Bereich der Gebäudesituierung Höchst. Die Gebäudehöhe Höchst soll 
um 1,00 m, die talseitige Wandhöhe um 0,50 m sowie die maximale Baumassendichte auf 1,80 
geändert werden.  

 
Erschlossen wird dieser Siedlungsbereich durch einen serpentinenartig durchquerenden Weg, 
wobei sich im südöstlichen Bereich ein Wendeplatz befindet. Die sonstigen infrastrukturellen 
Einrichtungen (Wasser, Kanal etc.) sind am Rand des Siedlungsbereiches bzw. im 
Zufahrtsstraßenkörper bereits vorhanden. Der Stadtbaumeister erläutert den Planungsbereich 
anhand des Bebauungsplanes der Plan Alp ZT GmbH. Die Festlegungen der 
Bebauungsbestimmungen orientieren sich an der bestehenden Bebauung und an den Vorgaben 
des Örtlichen Raumordnungskonzeptes. 
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Insgesamt wurden unter anderem folgende Bebauungsparameter festgelegt: 
Baumassendichte mindest und höchst, Nutzflächendichte, Bauweise, Anzahl der ober-irdischen 
Geschosse, Wandhöhe, Firstrichtung, Gebäudesituierung Höchstausmaß, höchster Punkt des 
Gebäudes, Dachneigungen, Straßen- und Baufluchtlinien sowie eine absolute Baugrenzlinie 
sowie die Abgrenzung verschiedener Festlegungen innerhalb des Planungsbereiches. 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine weitere Ergänzung bzw. Änderung des Bebau-
ungsplanes erforderlich sein kann. Diese eventuell erforderlichen Änderungen können den 
südwestlichen Planungsbereich betreffen und ergeben sich erst auf Grund diverser 
Entwurfsplanungen der zukünftigen Grundstückseigentümer. 

 
Nach eingehender Diskussion befürwortet der Ausschuss einstimmig (6 Ja) die Auflage zur 3. 
Änderung des Bebauungsplanes und ergänzenden Bebauungsplanes im Bereich der Gste  
364/3, 364/4, 364/5 und 364/6  je KG Kitzbühel-Land  (Sonngrub) entsprechend den Plan-    
unterlagen der Plan Alp ZT GmbH vom 20.08.2019 Planungsnummer: aend3_b11_    
kiz17022_v1. 
Auf Antrag von Bürgermeister Dr. Winkler beschließt der Gemeinderat einstimmig (19 Ja-
Stimmen) die Auflage des Entwurfes des vorliegenden Bebauungsplanes und ergänzenden 
Bebauungsplanes. 
 
Gleichzeitig wird gemäß § 66 Abs. 2 TROG 2016 der Beschluss über die Erlassung des 
gegenständlichen Bebauungsplanes und ergänzenden Bebauungsplanes gefasst. Dieser 
Beschluss wird nur rechtswirksam, wenn innerhalb der Auflegungs- und Stellungnahmefrist 
keine Stellungnahme zum Entwurf von einer hierzu berechtigten Person oder Stelle abge-geben 
wird. 
 
(Erst- und Zweitbeschluss). 
 
Beschlussfassungen nach Kundmachung 
 
4.4.3. Dr. Susanne Thor, Kitzbühel; Dr. Maria und Dr. Helmut Gerlich,  
  beide Salzburg 
 
Erlassung eines Bebauungsplanes und ergänzenden Bebauungsplanes im Bereich der Gste 61/2, 
63/1 und 577/2 je KG Kitzbühel-Stadt (Kirchgasse) entsprechend den Planunterlagen der Plan 
Alp ZT GmbH vom 07.02.2019, Planungsnummer: b73_kiz_18022_v1. 
 
 
Der Referent erläutert die Behandlung im Ausschuss für Bau und Raumordnung anlässlich der 
Sitzung vom 02.09.2019. Der Planentwurf wird nochmals auf der digitalen Präsentations-tafel 
gezeigt. 
 
Protokoll Ausschuss: 
 
Der Auflagebeschluss wurde entsprechend den Planunterlagen der Plan Alp ZT GmbH vom 
07.02.2019 Planungsnummer: b73_kiz_18022_v1in der Sitzung des Gemeinderates vom 
03.06.2019 gefasst und ist vom 05.06.2019 bis 05.07.2019 zur öffentlichen Einsichtnahme 
aufgelegen. 

 
Während der Auflage- und Stellungnahmefrist ist keine Stellungnahme eingelangt. 
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Der Ausschuss befürwortet (6 Ja) die Beschlussfassung zur Erlassung eines Bebauungsplanes 
und   ergänzenden  Bebauungsplanes  im  Bereich   der  Gste   61/2,  63/1  und  577/2  je  KG  
Kitzbühel-Stadt (Kirchgasse) entsprechend den Planunterlagen der Plan Alp ZT GmbH vom 
07.02.2019, Planungsnummer: b73_kiz_18022_v1. 
 
Auf Antrag von Bürgermeister Dr. Winkler beschließt der Gemeinderat einstimmig (18 Ja-
Stimmen; GRin Marielle Haidacher nicht anwesend) die Erlassung des vorliegenden Bebau-
ungsplanes und ergänzenden Bebauungsplanes (Zweitbeschluss). 
 
 
4.4.4. Marc Boheim, Großbritannien; 
 
Erlassung eines Bebauungsplanes (1. Änderung) im Bereich des Gst 854/4 KG Kitzbühel-    
Land (Am Rehbühel) entsprechend den Planunterlagen der Plan Alp ZT GmbH vom 
15.05.2019, Planungsnummer b7_kiz19003_v2. 
 
Der Referent erläutert die Behandlung im Ausschuss für Bau und Raumordnung anlässlich der 
Sitzung vom 02.09.2019. Der Planentwurf wird nochmals auf der digitalen Präsentations-tafel 
gezeigt. 
 
Protokoll Ausschuss: 
 
Der Auflagebeschluss wurde entsprechend den Planunterlagen der Plan Alp ZT GmbH vom 
15.05.2019 Planungsnummer: b7_kiz19003_v2 in der Sitzung des Gemeinderates vom 
03.06.2019 gefasst und ist vom 05.06.2019 bis 05.07.2019 zur öffentlichen Einsichtnahme 
aufgelegen. 

 
Während der Auflage- und Stellungnahmefrist ist keine Stellungnahme eingelangt. 

 
Der Ausschuss befürwortet (6 Ja) die Beschlussfassung zur Änderung des Bebauungsplanes im 
Bereich des Gst 854/4 KG Kitzbühel-Land (Am Rehbühel) entsprechend den Planunterlagen 
der Plan Alp ZT GmbH vom 15.05.2019, Planungsnummer b7_kiz19003 _v2. 
Auf Antrag von Bürgermeister Dr. Winkler beschließt der Gemeinderat einstimmig (18 Ja-
Stimmen; GRin Marielle Haidacher nicht anwesend) die Erlassung des vorliegenden Bebau-
ungsplanes (Zweitbeschluss). 
 
 
5. Anträge, Anfragen und Allfälliges 
 
Sanierung Jochberger Straße 
 
GRin Haidacher kritisiert die mangelnde Information im Vorfeld der Bauarbeiten. Weder die 
Anrainer, noch die Kaufmannschaft wurden darüber informiert wann was gemacht wird. 
Gerade die Betriebe konnten sich nicht darauf einstellen wie Anlieferungen zu koordinieren 
sind. 
 
Dem erwidert GR H. Huber, dass es sehr wohl ausreichende Informationen im Vorfeld gegeben 
hat. Von 2018 bis zum Beginn der Arbeiten wurde darüber mindestens sieben Mal in den 
lokalen Zeitungen informiert. Richtig ist, dass zunächst mit den Arbeiten im Frühjahr 2019 
begonnen werden sollte, diese mussten dann auf Herbst 2019 verlegt werden. Den Vorwurf, 
dass mit den Anrainern nicht gesprochen wurde weist er auf das entschiedenste zurück. Es liegt 
ihm auch eine WhatsApp Nachricht vom Leiter der Tiefbauabteilung Bmstr. Rettenwander vom 
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28.08.2019 an GRin Haidacher vor, und erst heute, also fast ein Monat später sind  die  Bagger   
erstmals  vor  ihrem   Haus  aufgefahren.  Der   Baufortschritt   kann  
aufgrund verschiedenster Einflüsse wie z.B. Erschwernissen oder dem Wetter nicht detailliert 
vorhergesagt werden. Daher macht es erst Sinn die Anrainer im Detail zu informieren, wenn 
auch bekannt ist, wann man tatsächlich vor ihren Häusern mit der Arbeit beginnen wird. 
Jedenfalls hat Baumeister Rettenwander auch von einem persönlichen Gespräch mit GRin 
Haidacher am 02.09.2019 berichtet. 
 
GRin Haidacher erklärt, dass eine WhatsApp Nachricht auf ihr privates Handy nicht 
ausreichend ist, sie sich zudem zu diesem Zeitpunkt auf Urlaub im Ausland befunden hat. Sie 
hat aber auch gehört, dass der Besitzer des Hotels Jägerwirt vom Beginn der Arbeiten vor 
seinem Haus nicht informiert wurde. Dazu erklärt GR H. Huber, dass hier tatsächlich der 
Baufirma ein Fehler passiert ist, da diese auf der linken Straßenseite stadteinwärts gesehen 
angefangen hat und nicht wie vereinbart auf der rechten Seite. Deshalb sind die Arbeits-
maschinen beim Hotel Jägerwirt aufgefahren, ohne dass der Eigentümer vom Beginn der 
Arbeiten vorher informiert werden konnte. 
 
Abschließend hält Bürgermeister Dr. Winkler zu diesem Thema fest, dass die Durchführung 
der Sanierung der Jochberger Straße im Spätsommer / Herbst 2019 bereits seit langem bekannt 
war. Die Arbeiten schreiten nunmehr zügig voran und wird nach Renovierung die Ver-
kehrssituation sicherlich zum Vorteil aller Benützer sein. 
 
Hinterstadt – ehemaliges Lackner Haus 
 
GR Gamper bemängelt den Zustand des ehemaligen Lackner Hauses in der Hinterstadt, welches 
von Herrn Löw gekauft wurde und fragt an, wann dieses endlich saniert wird. Dies ist 
insbesondere auch im Hinblick auf die weiter zu führenden Pflasterarbeiten in der Hinterstadt 
von Interesse. Bürgermeister Dr. Winkler erklärt, dass er letztmals im Frühjahr mit dem 
Bauherrn bzw. seinen Vertretern Kontakt hatte, es sollte rasch mit den Arbeiten begonnen 
werden. Warum es zu weiteren Verzögerungen gekommen ist, kann er jetzt nicht sagen. Das 
Bauamt wird um Aufklärung ersucht. 
 
Bekämpfung von Neophyten 
 
GR Wurzenrainer berichtet über die richtige Bekämpfung von Neophyten wie z.B. Spring-
kraut. GR Gamper ergänzt, dass dies ein Thema beim Land ist und hierzu Informationen für die 
Bevölkerung ausgearbeitet und auch Entsorgungsstellen eingerichtet werden sollen. VB  
Zimmermann berichtet über die von Schülern der NMS mit Unterstützung der GRÜNEN Ende 
Juni am Schwarzsee durchgeführte „Anti-Springkraut-Aktion“. 
 
Schwarzsee 
 
GRin Haidacher kritisiert, dass am Schwarzsee, unserem Juwel, im Bereich des Einganges der 
städtischen Badeanstalt ein „unsensibler Zaun“ für den Frühschwimmerbereich errichtet wurde. 
Da das  Gebäude des  Stadtbades  unter  Denkmalschutz  steht fragt  sie  nach,  ob  das  
Denkmalamt bei der Errichtung des Zaunes eingebunden war. Bürgermeister Dr. Winkler 
antwortet  darauf,  dass  ab dieser  Badesaison das kostenlose Frühschwimmen in der Badean- 
stalt Moigg nicht mehr möglich war. Daher wurde unter Einbindung des Schwarzsee-
Referenten GR Widmoser nach einer  Lösung gesucht  um  den Früh- und Abendschwimmern  
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die kostenlose Benützung des Stadtbades mit einem Duschbereich, zu ermöglichen. Mit der 
Errichtung des Zaunes konnte dem Wunsch vieler Bürger/innen rasch nachgekommen und das 
Früh- und Abendschwimmen noch in der heurigen Badesaison ermöglicht werden. Es ist aber 
nun Zeit bis zur Badesaison 2020 um eine vernünftige Lösung zu finden und sind alle herzlich 
dazu eingeladen hier Vorschläge einzubringen. Da es sich aus seiner Sicht vorerst um eine 
temporäre Maßnahme gehandelt hat, wurde das Denkmalamt nicht mit einbezogen. Er habe 
gehört, dass eine Anfrage von GRin Haidacher an das Denkmalamt von diesem auch beant-
wortet wurde.  
 
Stadtmusik Kitzbühel 
 
GR Wurzenrainer berichtet über die Fertigstellung des neuen Probelokals der Stadtmusik in der 
Volksschule. Die Mitglieder der Stadtmusik sind über die zeitgemäß und großzügig gestalteten 
Räumlichkeiten sehr erfreut und sehr stolz auf ihre neuen Vereinsräumlichkeiten. Die feierliche 
Eröffnung im Rahmen eines Tages der offenen Tür findet am Samstag, den 05. Oktober 2019 
mit Beginn um 10.00 Uhr mit einer Führung für die Mandatare statt. GR Wurzenrainer übergibt 
dazu den Gemeinderäten/innen eine Einladung und hofft auf zahlreiches Erscheinen. 
 
Trendsportplatz Im Gries 
 
EGR Pock bedankt sich im Namen der Jugendreferentin GRin Luxner für den sehr gelungenen 
Aus- bzw. Neubau des Trendsportplatzes samt neuer Pumptrack Anlage. Die Anlage wird von 
den Jugendlichen sehr gut angenommen. 
 
 
Gemäß § 36 Abs. 3 Tiroler Gemeindeordnung wird die Sitzung um 21.00 Uhr mit ein-
stimmigen Beschluss für nichtöffentlich erklärt. 
 
 
 
 


